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Position
Menschenrechtliche Grenzen des 
 Freiheitsentzugs von Terrorverdächtigen
Abschiebungshaft zur Terrorismusprävention und das Recht auf Freiheit
Um terroristische Anschläge zu verhindern, 
will die Bundesregierung die Anordnung von 
Abschiebungshaft gegenüber terrorverdäch­
tigen Ausländer_innen erleichtern. Hierbei 
sind menschenrechtliche Vorgaben zu be­
achten.
Der tödliche Anschlag vom Berliner Breitscheid-
platz war ein terroristischer Angriff auf die offene 
Gesellschaft. Der Attentäter Anis Amri konnte 
zwölf Menschen ermorden und zahlreiche weitere 
zum Teil schwer verletzen, obwohl er den Behör-
den bekannt war. Die Untersuchung der Hinter-
gründe sowie die Diskussionen über eventuelle 
Fehler von Sicherheitsbehörden oder rechtliche 
Schutzlücken laufen auf Hochtouren. Obwohl 
abschließende Ergebnisse noch ausstehen, haben 
Innenminister de Maizière und Justizminister Maas 
bereits drei Wochen nach dem Anschlag einen 
Zehn-Punkte-Plan vorgelegt. Dort sind gesetz-
geberische Maßnahmen angekündigt. Unter 
anderem mit verschärften Wohnsitzauflagen, einer 
erleichterten Abschiebungshaft, einer Verlänge-
rung des Ausreisegewahrsams und elektronischen 
Fußfesseln will die Bundesregierung verhindern, 
dass sich ein „Fall Amri“ wiederholt.1 Durch Än-
derungen von Aufenthaltsgesetz, Strafgesetzbuch 
und Bundeskriminalamtgesetz sollen die Möglich-
keiten erweitert werden, die Freiheit von Perso-
nen einzuschränken, denen Sicherheitsbehörden 
oder forensische Gutachter_innen Gefährlichkeit 
attestieren, auch wenn sie nicht verdächtig sind, 
eine Straftat begangen zu haben oder ihre Strafe 
bereits abgesessen haben. 
Derzeitige Rechtslage in Deutschland
Bereits heute kann die Polizei zu präventiven 
Zwecken Aufenthaltsverbote oder Meldeauflagen 
verhängen sowie Personen als ultima ratio – je 
nach Bundesland – zwischen vier Tagen und bis zu 
zwei Wochen in Unterbindungsgewahrsam neh-
men. Dieser Unterbindungsgewahrsam setzt die 
Annahme voraus, dass die Begehung einer konkret 
bestimmbaren Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
von erheblicher Bedeutung unmittelbar bevorsteht. 
Er ist nur aufgrund einer richterlichen Entschei-
dung zulässig. Zudem sind im Bereich schwerer 
und terroristischer Straftaten auch bereits Vorbe-
reitungs- und Vorfeldhandlungen strafbar.
Ausländer_innen können zur Sicherung ihrer Ab-
schiebung für maximal 18 Monate in Haft genom-
men werden. Zur Abwehr einer besonderen Gefahr 
für die Sicherheit der Bundesrepublik oder einer 
terroristischen Gefahr können die Innenministeri-
en von Bund und Ländern eine Abschiebung auch 
ohne vorherige Ausweisung anordnen. Falls eine 
Abschiebung mutmaßlicher Gefährder_innen aus 
humanitären oder anderen Gründen nicht möglich 
ist, können sie mit wöchentlichen bis täglichen 
Meldepflichten sowie Kontaktsperren und Kommu-
nikationsverboten belegt werden. 
Im Rahmen des Maßregelvollzugs können ver-
urteilte Straftäter_innen nach Verbüßen ihrer 
Haftstrafe unter Führungsaufsicht gestellt und 
freiheitsbeschränkenden Weisungen unterwor-
fen werden, deren Einhaltung durch den Einsatz 
elektronischer Fußfesseln überwacht werden 
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kann. Als schärfste Möglichkeit des Maßregelvoll-
zugs gegenüber verurteilten Straftäter_innen ist 
eine Verlängerung des Freiheitsentzugs über die 
Haftdauer hinaus durch Sicherungsverwahrung 
möglich.
Grund­ und Menschenrechte verbieten 
eine allgemeine Präventivhaft
Die Bundesregierung hat angekündigt, einen 
neuen Abschiebungshaftgrund einführen zu 
wollen. Er soll für Personen gelten, die eine 
erhebliche Gefahr für die Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland darstellen oder von denen 
eine Terrorgefahr ausgeht. Gegenüber der bis-
herigen Rechtslage würden damit die Anforde-
rungen an die Gefahrenprognose hinsichtlich der 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Rechtsgut-
schädigung deutlich abgesenkt. 
Der Freiheitsentzug gehört zu den schärfsten 
Maßnahmen, die einem Rechtsstaat zum Schutz 
seiner Bürger_innen zur Verfügung stehen. Die 
Freiheit der Person – grund- und menschenrecht-
lich garantiert durch Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes (GG), Artikel 5 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) sowie Arti-
kel 9 des Internationalen Paktes über bürgerliche 
und politische Rechte – ist konstitutiv für den 
Rechtsstaat. Sie steht in engem Zusammenhang 
mit der Würde eines jeden Menschen, der stets 
als Subjekt rechtlicher Freiheit zu behandeln ist. 
Einschränkungen der Freiheit und insbesondere 
ein Freiheitsentzug sind daher in besonderem 
Maße rechtfertigungsbedürftig. Allgemeine Erwä-
gungen wie etwa Sicherheitsinteressen reichen 
für die Begründung nicht aus. Der Staat muss die 
Haft jeweils gegenüber dem konkret betroffenen 
Menschen rechtfertigen können, und es bedarf 
einer gesetzlichen Grundlage für den Freiheits-
entzug.2 Zu beachten sind dabei der Grundsatz 
der Bestimmtheit, das Verhältnismäßigkeitsgebot 
sowie verfahrensrechtliche Voraussetzungen wie 
insbesondere die unverzügliche oder kurzfristige 
richterliche Überprüfung der Zulässigkeit des 
Freiheitsentzugs.
Die Grund- und Menschenrechte verbieten eine 
längere Präventivhaft oder eine allgemeine 
Vorbeugehaft. Ein Freiheitsentzug kann nur auf 
Grundlage eines Gesetzes angeordnet werden, das 
sowohl die abzuwehrende Gefahr als auch Tatsa-
chen, die auf ihr Eintreten hindeuten, hinreichend 
bestimmt umschreibt. Zudem muss die Dauer des 
Freiheitsentzugs auf ein Maß begrenzt werden, 
das geeignet, erforderlich und angemessen ist, um 
das gesetzte Ziel zu erreichen. Vor diesem Hinter-
grund erklärte das Bundesverfassungsgericht in 
einer Entscheidung zur Sicherungsverwahrung von 
2004 die Ausweitung des Instruments auf psy-
chisch gesunde und strafrechtlich nicht oder nur 
unerheblich vorbelastete Bürger_innen zum Zwe-
cke der Gefahrenabwehr für unvereinbar mit dem 
Grundgesetz.3 Zudem regelt die EMRK die Gründe 
für einen legitimen Freiheitsentzug abschließend: 
Eine Präventivhaft ist nach Artikel 5 Absatz 1 (c) 
der EMRK nur in engen Grenzen zur Verhinderung 
eines konkret bevorstehenden und klar bestimm-
baren Rechtsverstoßes möglich.4 Dies gilt für alle 
Menschen – unabhängig von ihrer Staatsangehö-
rigkeit.
Voraussetzungen für die 
 Abschiebungshaft
Artikel 5 Absatz 1 (f) der EMRK nennt „die recht-
mäßige Festnahme oder Freiheitsentziehung […] 
bei Personen, gegen die ein Ausweisungs- oder 
Auslieferungsverfahren im Gange ist“, als legiti-
men Haftgrund. Dabei muss die Abschiebungs-
haft mangels milderer Mittel zur Sicherung der 
Abschiebung erforderlich sein, etwa weil sich 
ausgewiesene Personen durch Untertauchen der 
Abschiebung zu entziehen suchen. Eine Abschie-
bungshaft darf nur dann verhängt werden, wenn 
tatsächlich auf die Abschiebung hingearbeitet 
wird und eine realistische Aussicht auf Vollzug 
besteht.5 Auch das Bundesverfassungsgericht for-
muliert strikte Anforderungen an die Erforderlich-
keit und Verhältnismäßigkeit der Abschiebungs-
haft sowie an das Beschleunigungsgebot. Zudem 
müssen entsprechend dem strikten Gesetzesvor-
behalts für den Freiheitsentzug nach Artikel 104 
Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes Grund und 
Voraussetzungen des Freiheitsentzuges eindeutig 
in einem parlamentarischen Gesetz geregelt wer-
den. Im Aufenthaltsgesetz sind deshalb konkrete 
Haftgründe für die Abschiebungshaft benannt und 
das Gebot der Zweckerreichung, das Gebot der 
kürzest möglichen Dauer sowie das Gebot der Ver-
fahrensbeschleunigung verankert.6 
Der Rechtfertigungsgrund für die Abschiebungs-
haft endet auch dann, wenn sich das Abschie-
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bungsverfahren über Gebühr verzögert.7 Unions-
rechtlich gibt Artikel 15 der Rückführungsrichtlinie 
2008/115/EG vor, dass „die Haftdauer […] so 
kurz wie möglich zu sein und sich nur auf die Dau-
er der laufenden Abschiebungsvorkehrungen [zu] 
erstrecken [hat], solange diese mit der gebotenen 
Sorgfalt durchgeführt werden“. Demnach ist die 
Höchstdauer der Inhaftierung auf sechs Monate 
zu befristen, es sei denn, dass die „Abschiebungs-
maßnahme trotz ihrer angemessenen Bemühun-
gen“ aufgrund mangelnder Kooperationsbereit-
schaft der betroffenen Ausländer_innen oder 
Verzögerungen bei der Übermittlung von erforder-
lichen Unterlagen durch Drittstaaten „wahrschein-
lich länger dauern wird“. In diesem Fall kann die 
Inhaftierung um höchstens zwölf weitere Monate 
verlängert werden. Spätestens dann jedoch müs-
sen Betroffene wieder entlassen werden, wenn die 
Abschiebung nicht vollzogen werden kann.
Aus Artikel 3 der EMRK und Artikel 3 der UN-Anti- 
Folterkonvention ergibt sich das Verbot, einen 
Mensch in ein Land abzuschieben, in dem ihm 
die Folter droht. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) kritisiert – von weni-
gen Ausnahmen abgesehen – die Staatenpraxis, 
Menschen in Länder abzuschieben, in denen 
gefoltert wird, und sich dabei auf diplomatische 
Zusicherungen der Regime zu verlassen, dass 
abgeschobenen Personen kein Leid zugefügt 
werde. Entsprechend stoppte der Gerichtshof 
geplante Abschiebungen von Terrorverdächtigen 
wegen des Risikos, dass die Betroffenen gefoltert 
werden könnten.8 Die Abschiebungshaft darf also 
nicht angeordnet werden, wenn aus humanitären 
Gründen eine Abschiebung unzulässig ist. 
Schaffung eines Präventivhaftgrundes 
im Kontext der Abschiebungshaft?
Wie oben dargestellt, ist nach der EMRK eine 
Präventivhaft zur Abwehr unspezifischer terro-
ristischer Gefahren kein zulässiger Haftgrund. 
Solange Personen, von denen eine terroristische 
Gefahr ausgeht, zur Durchsetzung ihrer Abschie-
bung unter den oben genannten Voraussetzungen 
(zügiges Betreiben des Verfahrens und realistische 
Aussicht auf den Vollzug der Abschiebung) in Haft 
genommen werden, ist dies unter dem Haftgrund 
des Artikel 5 Absatz 1 (f) der EMRK zulässig. Sind 
die auf den Haftzweck der Durchsetzung der 
Abschiebung gerichteten Voraussetzungen jedoch 
nicht gegeben, ist auch bei Terrorverdächtigen 
eine Fortsetzung der Abschiebungshaft unzu-
lässig. Wird ein Verfahren also nicht betrieben, 
weil zum Beispiel die Abschiebung unrealistisch 
erscheint, ist der Freiheitsentzug auch dann nicht 
gerechtfertigt, wenn Behörden von einer terroris-
tischen Gefahr ausgehen. So befand der Europä-
ische Gerichtshof für Menschenrechte in einer 
Entscheidung von 2009, dass die Abschiebungs-
haft von neun in Großbritannien als Sicherheits-
risiko eingestuften Ausländern menschenrechts-
widrig war, da die Regierung die Möglichkeit einer 
Abschiebung nur „under active review” hielt, ohne 
jedoch mit den Herkunftsländern in ernsthafte 
Verhandlungen über die Rücknahme getreten zu 
sein.9
Anders als die EMRK zählt das Grundgesetz die 
materiellen Eingriffsgründe nicht abschließend 
auf. Aufgrund der Bedeutung des Freiheits-
grundrechts und der außerordentlichen hohen 
Eingriffsintensität des Freiheitsentzugs legt das 
Bundesverfassungsreicht aber hohe Maßstäbe an 
die Bestimmtheit und Verhältnismäßigkeit des Ein-
griffsgesetzes an. Eine analoge Heranziehung von 
Ermächtigungsgrundlagen für den Freiheitsentzug 
ist unzulässig.10 Zudem sind die Gewährleistun-
gen der EMRK im Lichte der Rechtsprechung 
des EGMR bei der Auslegung des Grundgesetzes 
heranzuziehen. Eine Abschiebungshaft, bei der der 
Zweck der Durchsetzung der Abschiebung durch 
den Zweck der Prävention terroristischer Gefahren 
ersetzt wird, ist menschenrechtlich unzulässig. 
Fazit
Personen, von denen mutmaßlich eine Terror-
gefahr ausgeht, können nur dann in Abschie-
bungshaft genommen werden, wenn dies tat-
sächlich der Sicherung der Abschiebung dient 
und der Haftzweck nicht durch mildere Mittel, 
zum Beispiel Meldeauflagen, erreicht werden 
kann.11 Die Abschiebungshaft darf nicht dazu 
genutzt werden, das menschenrechtliche Verbot 
von Präventiv haft zu umgehen. Die Haftdauer 
muss so kurz wie möglich sein; die Haft ist zu 
beenden, wenn es keine realistischen Aussich-
ten auf Vollzug der  Abschiebung (mehr) gibt. 
Aufgrund unionsrecht licher Vorgaben darf die 
Abschiebungshaft  maximal 18 Monate dauern. 
Einer  Abschiebungsanordnung zugrundeliegende 
Gefährdungsprognosen dürfen sich nicht auf 
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Geheimbeweise stützen, sondern müssen einer 
gerichtlichen Prüfung zugänglich sein.12 Auslän-
der_innen, denen nach einer Abschiebung im 
Aufnahmeland Folter droht, dürfen nicht abge-
schoben werden und können entsprechend auch 
nicht in Abschiebungshaft genommen werden.
Die Grund- und Menschenrechte sind das höchste 
Gut des Rechtsstaats. Er muss sie gerade bei der 
Abwehr terroristischer Gefahren verteidigen und 
bewahren. 
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